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Lin. 

Amtsgericht Köln 

Verko-Jld:et am 10.08.2022 

aJs Urkundsbeamlln der Geschaft.sstelle 

IM NAMEN D1ES VOLKES 

Urteil 

In dem IR.echtsstreil 

der 

P1rozessbev0Umächtigte: 

VersicherungI AG, vertr. d. d. Vorstand, 

IProz&ssbevoll mächtigte: 

hat das Amtsgericht Köln 

im schri ftllchen Verfahren gem. § 128 II ZPO 

mit einer Erklärrungsfrist bis zum 20.06.2022 

durnh die, IR.ic!hterin am Amtsgericht 

für Recht erkannt 

Klägerin, 

!BekJagt•e, 
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Die Beklagte wird verurteilt an die Klägerin 1.309,01 € nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten Ober dem jeweiligen Basiszinssatz aus 
1.111 ,97 €seitdem 10.04.2020 und aus weiteren 197,04 €seitdem 

19.10.2021 sowie an die Rechtsschutzversicherung AG, 

außergerichtliche 
Rechtsanwaltskosten in Höhe von 78,90 € nebst Zinsen in Höhe von 

5 Prozentpunkten Ober dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 04.07.2020 
zu zahlen 

Im Übrigen wird die Klage ahgewiesen 

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Bekla~te. 

Das Urteil ist gegen S1cherheJtsleistung in Höhe von 11 o % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand: 

Am 12.01 .2020 ereignete sich in Oberfell ein Verkehrsunfall , an dem die Klägerin als 

Eigentomerin eines PKWs des Fabrikats Mitsubishi mit dem amtlichen Kennzeichen 

und ein Versicherungsnehmer der Beklagten als eintrittspflichtiger 
Haftpflichtversicherung des Fahrzeuges mit dem amUichen Kennzeichen 

beteiligt waren. Die vollumfflngliche Haftung der Bekl~gten für das Unfallereignis ist 

unstreitig, die Parteien streiten lediglich Ober die Höhe des 

Schadensersatzanspruches. Vorprozessual machte die Klägerin 

Nettoreparaturkosten in Höhe von 3.120.70 € gemäß dem von ihr in Auftrag 

gegebenen Sachverständigengutachten des Sachverständigen vom 

25.01 .2020, eine Wertminderung in Höhe von 250,00 €, Sachverständigenkosten in 

Höhe von 639,27 € und eine Kostenpauschale in Höhe von 25,00 €, mithin einen 

Gesamtbetrag in Höhe von 4.034,97 €, geltend. Wegen des Inhalts des 

Sachverständigengutachtens des Sachverständigen 
Klageschrift beigefügte Anlage K1 Bezug genommen. 

wird auf die der 
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Das k,agerische Fahrzeug war zum Unfallzeirtpunkt 

weshalb der Sachverständige in 
Sturndenverr,eclrmungssätze des am Wohnort 

Mitsubi1shi-Vertragshändlers Automobile 

, zugrunde legte. 

noch keine drei Jahre alt. 
seinem Gutachten die 

der Klägerin ansässigen 

Die Beklagte ließ vorpr-o.zessual eine AlternativkaJkulatlon durch den Dienstleister 

mbH erstellen. 

Nachdem die Beklagrte die Klägerseite darauf verwiesen haUe, dass ,es eine im 

Hinblick auf die Stundenver1rechnu11g1ssä~e günstigere ~eferenzwerkstatt gebe, und 

außerdem tedhnlsche Einwände g:egen das klägerische Gutachten erhoben hatte, 

beauftragte die Klägerin den Sachverständigen mit einer ergänzenden 
Stel!h.mg1nahme hierzu. Wegen des Inhaltes des Ergä111zungsgu1achtens des 

Sachverständigen - vmn 24.03.2020 wird auf die deir Klageschrrft beigefügte 

Anlage K3 Bezug genommen. Der Sachverständige stellte fOr seine 

Stellungnahme einen Betrag in Höhe von 374,73 € ln Rechnung. 

Mit anwaitl ichem Schreiben vom 26.03.2020 ließ die Kläg;enin die Beklagte zur 

Regulierung der o. g. Beträge unter Fristsetzungi auf den 09.0'4.2020 alllffordern. Die 

!Beklagte zahlte in der Folgezeit vo:rprozessual auf die geltend gemachten 
Nettoreparaturkosten lediglich 2.329,46 €, verweigerte eine Zahlung auf die geltend 

gemachten Kosten für die ,Stellungnahme des Sachverstär,dig.en und b~lich 
vollständig die geltend gemachten Sohaden,sersatzforderungen in Bezug auf die 

Sachverständigenkosten für das (Erst-)Gutachten des Sachverständigen , die 

W,ertrininde:rung und die Koste:npauschale. Sie, zahlte insofern insgesamt 3.243, 73 € 
auf die geltend gemachten 4.409,70 €. Außerdem zahlte sie vorgerichtliche 

R.echtsanwaltskosten in Höhe von 413,64 E auf geltend gemachte 492,54 E. 

Die Klägerin ist der Auffassung, eine Vervreisung auf die von Beklagtenseite 

angeführte angeblich günstigere. Refe~enzwerkstatt GmbH sei nicht zulässig. 

Hierzu behauptet sie, dass sich die bei der Firma GmbH anfallenden 

StunQenverrechnungssätze für Karosseriearbeiten tatsächlich nicht auf - wie von 
Beklagtenseite behauptet - 115,00 €, _sondern auf 135,00 €, die Lackierarbeiten nicht 
auf 145,00 €, sondem auf 155,00 € (zuzüglich 30 % für LackiermaterialO beliefen. Der 

Sa~hveratändige habe, die tatsächlich gegenüber !Endkunden der Firma 
GmbH anfallenden Stundenverrechnungssätze durch eine ausdrückliche Nachfrage 

bei dem zruständigen Werkstattmeister der Firma GmbH ermittelt Folg'lich 
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überstiegen die bei der Reparal\.Jr bei der Firma GmbH anfallenden Kosten 
sogar die bei der Firma anfallenden. die der Sachverständige 

seinem Gutachten zugrunde gelegt habe. dies um 134,84 €. Die Klagerin 

meint, dass selbst nachträgliche Erhöhungen eines kalkulatorischen 

Stundenverrechnungssatzes rm Rahmen der fiktiven Abrechnung zulasten des 
Schädigers gingen. 

Sie behauptet desweiteren, dass abgesehen davon die Firma GmbH in einer 
Entfernung von rund 22 Kilometern vom Wohnsitz der KJägerin liege, verglichen mit 
der nur 7 Kilometer entfernten ortsansässigen Firma Mitsubishi . Die 

Klägerin meint, aufgrunddessen sei eine Verweisung auf die Referenzwerkstatt auch 
unzumutbar, 

Sofern auf Seiten der Beklagten die Rede von einem Verweis auf eine 

Firma in die Rede sei, komme ihrer Auffassung nach ein 

Verweis aufgrund der Entfernung dieser Firma· zu ihrem Wohnsitz von 

Sofern die Beklagte die Höhe der fOr die Fertigung des Ergänzungsgutachtens 

angefallenen Kosten rOge, sei Jhrer, der Klägerin, Auffassung nach die 

diesbezügliche Behauptung, die Kosten seien überhöht, schon nicht 

einlassungsfähig, denn sie erfolgten .,ins Blaue hinein". Tatsächlich entsprächen die 

in Rechnung gestellten Kosten in Höhe von 374,73 € der ortsüblichen Vergütung, die 

für eine derartige Tätigkeit eines Dipl.-Ing. im Einzugs_gebiet der Gemeinde 
regelmäßig abgerechnet werde. 

Schließlich behauptet die Klägerin, ihr Rechtsschutzversicherer habe sie ermächtigt, 

die außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten im eig~nen Namen und auf eigene 

Rechnung im Wege der Prozessstandschaft geltend zu machen. Dies ist unstreitig 
geblieben. 

Nachdem die Klägerin zunächst beantragt hat, die Beklagte zu verurteilen, an sie 

1.165,97 € nebst Jahreszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten Ober dem jeweiligen 

Basiszinssatz seit dem 10.04.2020 sowie an die 

Rechtsschutzversicherung AG - 78,90 € für außergerichtliche Rechtsai:waltskosten 

nebst Jahreszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten Ober dem Basiszinssatz seit 

Rechtshängigkeit zu zahlen, hat sie nach Eingang des aufgrund des 
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Beweisbeschlusses vom 16.1.2.2020 eingegangenen Sachverständigengutachtens 

des Saohverständig,en t.1nd unter Berufung auf die in der KallkulaUon 
des Sachverständigen unberü.cksichtigt gebliebenen Ersmtellkosten fOr. den 

unfallbeschädigten linken Vorderkotflügel mit Schriftsatz vom 04 .. 10.2021 , der 

Bekl1agten am 118.10.2021 zugeste·111, die Klage, erhöht und beantragt nunmehr1 

die Beklagte zu verürtei len, 

1. an sie 1.363,01: € nebst Jahreszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz (§ 247 BGB) aus 1.165,97 € seit 

dem 10.04.2020 und c;1u.s 197104 1€ seit Rechtshängigkeit der 

Klag,eerhöhung vom 04.10.2021 zu zahlen, 

2. an die Rechtsschutzversicherung AG. 

die Summe von 78,90 € für 

außergerichtliche Rechtsanwalltskosten dieses Verfahrens nebst 

Jahres-2insen in Höhe von 5 Prozentpunkten Ober dem Basiszinssatz 

seit Rechtshängigkeit zu zahlen. 

Die Beklagte bea nt:ragt, 

die Kllage abzuweis~n. 

Sie meint, die fiktiv abrechnende Klägerin könne nur die Kosten, die in der 

Mitsubishi-Vertragswerkstatt Autohaus in anfallen würden, 

verlangen. Die Klägerin imoss-e: sich auf diese verweisen lassen1 was vorliegend auch 
zumutbar sei. Sie behaupt,et1 die Stundenverr;echnungssätze der Firma Autohaus 

in seien g1ünstlger als die von Klägerseite in Ansatz gebrachten. 

W~e auch bei der von ~lägerseite benannten Wei,kstatt handele es sjdh bei der 
Firma um ,eine MitstJbishi-Vert!ragswerkstatt. In der Referenzwerkstatt, die in 

einer Entfernung von 18 Kilometern .z:um Wohnsitz der Klägerin liege, worden für 

Karosserie•, Mechanik- und Elektrikarbeiten je 115,00 €/Std. und für lackierarbelten 

145,00 €/Std. inklusive Lackiermaterlalaufschlag berechnet. . 
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Deswelteren bezieht sich die Beklagte auf eine Firma Autohaus 
Referenzwerkstatt. 

in als 

Wegen de~ w't:!ilt:ntm Sachvortrags der Beklagtenseite zu einer günstigeren 

Verrechnungsmöglichkeit bei einem der genannten Referenzbetriebe wfrd auf die 
Klageerwiderung Bezug g'enommen. 

Ahgesfl'hPn davon macht dte Beklagte technische Einv.rcndungen gegenüber dem 

klägensci'len Sachverständigengutachten geltend Hierzu führt siP. in ihror 

KJageerwiderungsschrift weiter aus. Auch insoweit wird auf den Inhalt der 
Klageerwiderung Bezug genommen. 

Die Beklagte meint desweiteren, die geltend gemachten Kosten für die Einholung 
einer ergänzenden Stellungnahme des Sachverständigen seien nicht 

erstattungsfähig. Hierzu trägt sie vor, sie habe eine eigene Kalkulation erstellen 
1~~«::P.n rfj~ c:fA '1'-ri:ar R~n, 1li,:,ri lnl"I 711nri 1nna no!ot'I♦ h~h.:. c : n n .. .,..: . ,.. .. ,.. c ,..-, .,: ,..r, ·--

• • t - - '! - "'"' -a -"' - • - •- :, --.:,• - • •-- ~ --::," .,..,...,,,.__. "'-'''"' ••""'"-'-'''-' f\."-'~YIICI Ut •~ 

habe sie ausdrückJich abgelehnt. Daher sei es objektiv aussichtslos. eine 
ergänzende Stellungnahme einzuholen. Zudem seien die Kosten der Stellungnahme 
völlig überhöht. 

Schließlich vertritt die Beklagte die Auffassung, bezüglich der gettend gemachten 

vorgerichtlichen Rechtsanwaltsgebühren fehle es an der Ak1iv1egitlmation der 
Klägerin. 

Das Gericht hat gemäß den Beweisbeschlüssen vom 16.12.2020 und vom 

01 .12.2021 Beweis durch Einholung eines schriftlichen Sachverständigengutachtens 

des Sachverständigen Dipl.-Ing. erhoben. Wegen des Ergebnisses 

der Beweisaufnahme wird auf die schriftlichen Gutachten vom 27.05.2021 und vom 
31 .03.2022 Bezug genommen. 
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Ent-ch -•d - - .. d s _ e1 __ ungsgrun _e: 

!Die Klage ist ganz Oberwiege11'd begründet. 

Der Klägerin steht gegen die Beklagte gem. § 7 1 StVG i. V. m. § 115 1 1 Nr. 1 WG 

ein Anspruch auf Za~lung weiterer Nettoreparaturkosten sowie der geltend 

gemachten Kosten fOr die in Auftrag gegebene, ergänzende Stellungnahme des 

Sachverständigen in der zuerkannten Höhe a1.1fgrund des 

streit gegen stä ndli dhen Verkehrs unfra llereig ni sses zu. 

Die vollumfängliche Haftung der Beklagten für das, UnfaJlgeschehen ist zwischen den 

Parteien unstreitig. Sie streiten led,i,glioh Ober die Höhe des zu l1eistenden 

Schadensersatzes in Gesta1t der N!ettoreparaturkosten sowie ini Gestalt der Kosten 

für die e11gänzende stellungnahme des Sachverständigen 

Der Klä_ge~in steht gegen die Beklagt,e ein Anspruch auf Erstattung der gelt:en-d 

gemachten Nettoreparaturkosten gemäß dem Sachverständl91engutachten mit 

A.usnahme eines Betrages in !Höhe von 54,00 € neUo '(betreffend den Aufwand für 

,.Farbmuster und Farbtonfindu.mgr", der um 0,3·Std. zu kUrzen war) zu. 

Die Bekllagte kann sioh in Bezug auf die von Klägerseite geltend gemachten 

Nettoreparaturkosten niclht mit Eriolg darauf berufen, die Klägerin könne den ihr 

unfallbedi11gt entstandenen Fahrzeugreparaturschaden vollständig_ und fachgerecht 

bei einem der von Sejten der Bek1agten benannten Referenzbetriebe, der Firma 

Autohaus bzw. der !Firma Autohaus, , zu g1ünsti.geren 

Stundenverrechnungssätzen beheben lassen. 

In Bezu:g auf die als Referenzbetrieb benannte Firma Autohaus in 

k.ommt eine solche Verweisung schon desweg,en nicht in Betracht, weil die 

Beklagtenseite diesbezUgllch nicht hinreichend substantiiert eingewendet hat, dass 

es sich bei dieser Firma tatsächlich um einen Betrieb handelt, der Im z,eitpunkt der 

letzten mündlichen Verhandlung bzw. vorliegend zum 20.06 . .2022. -dem Zeitpunkt, 

der dem Schluss der mondliclnen Verhandlung entspricht (siehe Beschluss vom 

01 .06.2022), zu im Vergleich zur klägerseit.s benannten Firma grllnstigeren 

Stundenverrechnung:ssätzen arbeittet. So hat die Kllägerin vorgetragen. dass sich die 

bei der Firma GmbH anfalllenden Stundenverrechnungssätze fOr 
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Karosseriearbeiten tatsächlich nicht auf 115,00 €, sondern auf 135,00 €, die 

Stundenverrechnungssätze fOr Lackierarbeiten tatsächlich nicht auf 145,00 €, 

sondern auf 155,00 € beliefen. Dies habe sie Ober ihren Sachverständigen 

durch ausdrückliche Nachfrage beim zuständigen Werkstattmeister der 

GmbH, Herrn , em,itteln lassen. u,es bedeutet, dass von Seiten der 
KJägerin durch eine tatsächlich durchgeführte, konkrete und gezlelte Nachfrage bei 

der beklagtenseits benannten Referenzfirma die Behauptung der Beklagten, der 

Referenzbetrieb arbeite zu günstigeren Stundenverrechnungssätzen, dies unter 

Bezugnahme auf die Prüfkalkulation der Firma widerlegt 

worden ist Die Beklagtenseite selbs• 1st diesem Sachvortrag nicht entgegengetreten, 
die Beklagte hat insbesondere nicht vorgetragen, dass sie ihrerseits eine Rückfrage 

bei der Firma GmbH durchgeführt hätte, die zu einem anderen Ergebnis 

geführt hätte Zu Recht kann sich hier die Klägerseite auch darauf berufen, dass ihre 

Nachfrage und die daraufhin von Seiten der Firma GmbH mitgeteilten 
aktuellen Preise nach Einholung der Prüfkalkulation bei der Firma 

maßgeblich sind. Denn gem:m dem Urteil des BGH vom 18.02.2020, 

Az.: VI ZR 115/19 (zitiert nach juris) kommt es bei der fiktiven Schadensberechnung 

für die Bemessung des Schadensersatzanspruchs auf den Zeitpunkt der letzten 

mündlichen Tatsachenverhandlung an. Maßgeblich ist dementsprechend stets der 

letzte Stand, auch in Bezug auf die Höhe der geltend gemachten 

Stundenverrechnungssätze sowie der - von der Gegenseite als Vergleichsposition 

angefOhrten - maßgeblichen Stundenverrechnungssätze eines Referenzbetriebes. 

So ist es dementsprechend unerheblich, wenn die Stundenverrechnungssätze des 

angegebenen Referenzbetriebes zu irgendeinem Zeitpunkt (insbesondere 

vorprozessuaf) günstiger waren als die von Klägerseite geltend gemachten 

Stundenverrechnungssätze. Maßgeblich ist allein der neueste Stand der 

Stundenverrechnungssätze, auch in Bezug auf die Referenzbetriebe. Wenn also bis 

zum Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung hier auf Seiten des 

Referenzbetriebes eine Erhöhung der Stundenverrechnungssätze stattgefunden hat, 

sind diese maßgeblich. Es Ist vorliegend also unerhebHch, ob die Beklagtenseite von 

Anfang an in dem Kalkulationsbericht der Firma GmbH 

unzutreffende Stundenverrechnungssätze des Referenzbetriebes angegeben hat 

oder ob sich diese nachträglich, also insbesondere auch im Zeitpunkt der 
nachträglichen Anfrage des Sachverständigen 

mündlichen Verhandlung erhöht haben. 
, bis zum Zeitpunkt der letzten 

Da die Beklagtens~te dem Sachvortrag der Klägerin, wonach eine ausdrückliche 

Nachfrage des Sachverständigen bei dem Werkstattmeister des 

Referenzbetriebes ergeben habe, dass tatsächlich höhere 

Stundenverrechnungssätze, insbesondere ~uch Ober den 
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Stundenverr,echnungssätzen des. Sachverständigen liegende 

Stundenverr,echnungssätze, von. Seiten der Firma in Ansatz gebracht 

werden; nicht entgegentreten ist, insbesor,dere nicht ihrerseits daraufhin zwecks 

Über1pUifung der Behauptun~ der Kläg,erseite eine Nachfrage bei der Werkstatt 

GmbH in Be.rug aUrf die Stundenverreohnungssätze und deren Höhe 

vorgenommen hat, ist hier der Sachvortrag der Klägerin als maßgeblich zugrunde zu 

legen. Das erkennende Gericht geht davon aus, dass jedenfalls im Zeitpun'kt der 

ausdrücklichen Nachfrage des Sachverständigen die von Beklagtenseite 

vorab vorgerichtlich mitgetellten Stundenve1Technungssätze der Firma nicht 

,(mehr) zutreffend sind. Damit übersteigen aber die Stundenrverrechrnungssätz,e der 

Firma diejenigen, die die Klägerin geltend macht. Eine Verweisung auf 

angeblich günstigere Stundenverrechnungssätze der Finna GmbH kommt 

dementsprechend nicht In Betracht. 

Soweit dte Beklagte auf eine Firma Autohaus in Hitden verweist, hat die 

Klägerseite mittels Vortag,e eines Ausdrucks 11Routenplaner'1 als Anlage K7 dargelegt 

und belegt, das.s die Dtstarnz vom Wohnsitz der Klägerin bis zum Autohaus 

sogar über 70 1KUometer betragt Eine solche Entfernung zu einem IR.eferenzbe·trieb 

kann aber nicht mehr als mühelos erreichbar und damit zumutbar Im Sinrne der 

IBGH-Rechtspr:echung zur Verweisung auf einen Referenzbetrieb angeaehen 

wer,den. Das erkennende Gericht legt hier eine Obergr,enze von 20 Kilometern fest. 

Ein Verweis auf die Finma ~utoha.us 

vorliegend aus. 

scheidet schon aus diesem Grunde 

Nach alledem waren die von Klägerseite im Gutachten 

Stundenverrechnungssätze in Ansatz zu bringen. 

zugrundege.1egten 

Soweit die Bekla.g1tenseite Einwendungen in technjsclner Hirnsicht geg:en das 

klägerische Gutachten erhoben hat, steht nach dem EJrgebnis der Beweisaufnahme 

zur vollen Überzeugung . des erkennenden . Gerichts fest, dass die 

Reparaturkostenkalkulation des Sachverständigen in Höhe von netto 

3.066,70 €, zuzüglich der hiel'in nicht enthaltenen Ersatzteilkosten für den 

unbestritten unfallbedingt beschädltgten linksseltigen VorderkiotfUlgel in Höhe von 

193, 18 € netto, zu_2Uglich der anteiligen kalkulatonsohen l<Jeinteile;palllschale In Höhe 

von 3,86 €, ats er.stattungsfähig zu erachten ist. :Abzuziehen s.1nd lediglich 54,00 € 
netto in Bezug auf den Aufwand fOr ein zweites Farbmusterblech im Zusammenhang 

mit demi Lackiervorgang (i0,3 Std. Aumand fUr Farbmuster und Farbtonfind'ung). 
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Das erkennende Gericht stützt seine Überzeugung · von der Erforder1ichkeit der 

klägerseits angesetzten Reparaturmaßnahmen in technischer Hinsicht auf die 
verständlichen, nachvollziehbaren und überzeugenden Ausführungen des 

Sachverständigen Dipl.-Ing. m dessen Gutachten vom 27.05.2021 

und 31 .03.2022 Der Sachverständige führt hierzu unter eingehender Begründung 
und unter Bezugnahme auf die technischen Einwendungen der BekJagtenseite aus, 

dass die von Klägerseite unter Bezugnahme auf das Gutachten des 
Sachverständigen vorgetragenen Reparaturmaßnahmen und -kosten 
zur Schadensbehebun~ erfordertich und angemessen stnd, tad1gllr.h in Bezug auf 

den Aufwand f0r ,,Farbmuster und Farbtonfindung" um ,0,3 Std., demnach um 54,00 € 

netto, einP. P.rhöhte Abrechnllng vorliegt. Die Ausführungen des Sachverst~ndigon, 

insbesondere auch zu den Lackiermaßnahmen, überzeugen. So hat sich der 

Sachverständige insbesondere auch mit den Einwendungen der Klägerseite gegen 

sein Erstgutachten auseinandergesetzt und in seinem Ergänzungsgutachten 

eingehend begründet, dass und warum grundsätzlich nicht mehr als ein 

Farbmusterblech im Rahmen de, Lackiermaßnahmen als erforderlich zu erachten ist. 

Lediglich im Falle von Fehlern bei der Anwendung des elektronischen 

Farbmessgerätes oder aber infolge einer nicht exakt durchgeführten 

Abwiegemaßnahme der einzelnen Pigmente könne es erforderlich werden, ein 

weiteres oder sogar mehrere weitere Farbmusterbleche anzufertigen. Der 

Sachverständige führt in diesem Zusammenhang allerdings auch aus, dass hiervon 

nicht als „voraussichUicher Kostenaufwand" auszugehen ist, grundsätzlich, 

insbesondere bei ordnungsgemäßer Durchführung und regulärem Ablauf der 

lackiermaßnahmen, ein Farbmusterblech ausreichend ist Es ist aber vom 

regelmäßigen Ablauf der Durchführung von Reparaturmaßnahmen sowie 

Lackiermaßnahmen auszugehen. Anhaltspunkte dafür, dass vorliegend zu erwarten 

wäre, dass es zu Fehlern kommt, sind weder vorgetragen, noch vom 

Sachverständigen als naheliegend im Rahmen seiner Überprüfung 

angenommen worden. Im Rahmen fiktiver Abrechnung ist aber von deo grundsätzlich 

anfallenden Kosten, den voraussichtlichen Kosten bei regulärem Ablauf der 

DurchfOhrung der Reparaturmaßnahmen, ausi:ugehen. Auch die Parteien sind 
diesen Ausführungen im Ergänzungsgutachten des Sachverständigen 

nicht mehr mit Einwänden entgegengetreten. 
sodann 

Soweit der Sachverständige in seinem Erstgutachten als "Hinweis" 

festgehalten hat. dass ihm bei Durchsicht des Gutachtens aufgefallen sei, 

dass zwar Aus- und Einbau sowie Lackierung des unstreitig unfallbedingt 

beschädigten vorderen Kotflügels in der Kalkulation angesetzt worden seien, nicht 

aber das Ersatzteil selbst, hat die Klägerselte nach Ejnholung einer entsprechenden 

überprüfenden Stellungnahme des Sachverständigen und Ansatz der 
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versehentlich übergangenen Kosten ihre Klage insoweit erhöht und nunmehr auch 

die Ersatzt,eilkos,ten netto ge1ltend gemacht. Dtese belaufen sich - dies ist zwischen 

den Parteien unstreitig geblieben, ebenso wie das Versehen de-s Saohvers1:ändigen 

seföst - auf 193-, 18 € netto1, Z!~üglich der anteilig:en Kleinteilepauschale in 

Höhe von 3,66 € netto. Auch der G~enstand der !Klageerhöhung ist insoweit als 
begründet anzusehen. 

Auch die kläg,ersetts, geltend ,gemachten Kosten für die Einholung einer ergänzenden 

Stellungnahme des ihrerseits beauftragten Sachverständigen sind 

erstattungsfählg. Nachdem die Beklagtenseite die Kalkullation des SachVierständigen 

in dessen Erstgutachten überprüft und unter 8nholung -einer Stell1..1n9nahme 

der Firma GmblH insbesondere· auch technische Einwendungen 

erhooen hat, durfte sich die Klägeri!l veranlasst sehen, nunmehr ihrerseits noch 

einmal eine ergäniZende Stellungnahme ihr,es Sachverständigem dahingehend 

einz1uholen, ob auf seiner Seite möglicherweise eine Fehleinschätzung vorgelegen 

hat bzw. die Einwände der Beklagtenserte begrorndet sind. Die Klägerin al1s, 

technischer Laie musste sich hier nicht unter Berufung auf das ihrerseits zuvor 

,eingeholte Gutachten .,blindlings" ohne Beachtung der Einwände der Gegenseite in 

,einen Rechtsstreit „s.tarzen"' bzw. die Einwände der Beklagtenseite ohne weitere 

PrOfung „klaglos'" hinnehmen. Zwedks Vermeidung elnes ggfs. unnötigen 

Rechtssheltes und somit auoh zwecks Vermeidung der Kosten eines v1erlor,enen 

Prozesses durfte die Kläger.Seite zunächst einmal ihren Sachverständigen mit der 

Überprüfung der gerügten Positionen beauftragen. Das Verhalten der Klägerin 

entspricht einer maßvollen und vemünftigen Vorgehensweise eines technischen 

Laien, di:es insbesondere im Hinblick darauf, da-ss die außergerichUiche 

Beauftragung1 1eines Sachverständigen, dessen Gutachten inhaltlich von der 

Gegenseite in Zweifel gezogen worden ist, für ihn selbst deutlich günstiger ausfällt~ 

als das, sofortige Führen eines Pro.zesses trotz der angemeldeten Zweifel der 

Gegenseite. So hätte es die Klägerin in der Hand g·ehabt, bei einer Bestätigung der 

Zweifel durch den eigenen Sachverntändigen einen Prrozess zu verme!den und ggfs. 

die durch die Einholung einer erg.änzenden Stellungnahme angefallenen Kosten 

anstel le der drohenden Kosten eines erfolglosen Rechtsstreites selbst zu tragen. Im 

gegenteiligen Fall dul'fte sich die Klägerin sodann bei Einleitung des !Pro~esses, 

gestutzt auf die ergänzende Stellungnahme des Sachverständigen, bestätigt fühlen 

und sich auf die Erfolgsaussichten des, eingeleiteten Pro~esses vor diesem 

Hintergrund „v,ertassen"'. 
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Angesichts des Umstandes, dass sich die Einwände der Beklagtenseite ganz 

überwiegend nicht bestätigt haben, lediglich in Höhe eines als im Verhältnis zum 

geltend gemachten Gesamtbetrag als geringfügig einzustufenden Betrages von 

54,00 € sich die Bedenken der Beklagtenseite bestätigt haben, sind die Kosten der 

Beauftragung der ergänzenden Stellungnahme •des Sachvers1ändigen als 

erforderlich und angemessen anzusehen. Sie sind erstattungsfähig. 

Dasselbe gilt im Hinblick 

Rechtsanwaltskosten bzw. den 
auf die geltend gemachten vorgerichtlichan 

ausstehenden Restbetrag in Höhe von 78,90 €. 

Ausgehend von einem Gegenstandswert in Höhe von 4.355,70 € (4.409,70 € 

abzüglich des unbegründeten Teilbetrages von 54,00 €), einer 1,3-fachen Gebühr, 

der 20 %igen Pauschale, begrenzt auf 20,00 €, und der 19 %igen Mehrwertsteuer, 

ergibt sich ein Betrag in Höhe von 492,54 €. Abzüglich des unstreitig gezahlten 

Betrages in Höhe von 413,64 €, verbleibt die geltend.gemachte Forderung in Höhe 
von 78,90€. 

gemachte Hauptforderung beruht auf §§ 286 1, 288 1 BGB, betreffend den 

Hauptforderungsbetrag · in Gestalt des Klageerhöhungsbetrages auf 

§§ 291, 288 1 BGB. Der Klageerhohungsschriftsatz ist der Beklagten am 18.10.2021 

zugestellt worden mit der Folge, dass Rechtshängigkeitszinsen seit dem 19.10.2021 
verlangt werden können. 

Der Zinsanspruch bezüglich der Nebenforderung beruht auf §§ 291, 288 1 BGB. Die 

Klageschrift ist der Beklagten am 03.07.2020 zugestellt worden mit der Folge, dass 

Rechtshängigkeitszinsen seit dem 04.07.2020 vertangt.werden können. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf§§ 92 II Nr. 1; 709, 1 u. 2 ZPO. 

Reehamlttetbetchrung: 

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung fOr J&deo zulässig, der durch dieses Urteil in sei.neo 
Rect,ten benachteiligt ist, 

1. wenn der Wert des Besd'twecdegegenstandes 600.00 EUR übersteigt oder 

2. wenn die Berufung In dem Unel dutc:h das Amtsgericht zugelassen worden ist. 

Oiti Berufung ml.l'.S$ innerhalb einer Notfrist von clnom Monat nach Zustellung dieses Urteils schriftlich bei 
dem Landgericht Köln. LuxembtXger Str. 101, 50939 Köln, eingegangen sein, Oie Berufvngss~ft muss die 
Scz.eict'lnung des UrteiJs, gegan das die Berufung gerichtet wird, sowie die Etklärung, dass gegen dies.es Uneil 
Sorufung eingelegt werde, enthalten. 

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binntn lWel Monaten nach Zustellung dieses 
Urteils sehriftlic:h gegenObet dem Landgericht Kdln zu begrOnden. 
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Die Parteien mussen sidl vor dam Landgericht KOfn durch einen A.echtsanwall vertrelen laisen, insbesondere 
mOsMn die Berufungs- und Cie Berufur,_gsbegrOrldungssdlrlft von einem solchen unteraeichnet :sein.. 

Mil der BerufUngsschrift seil eine Ausfertig\mg oder beglaubigte Absdlrift des angefochtenen Urteils v-orgelegt 
wettlen. 

Hlnwela zum elekltonl!ICllen Rechlaveiikeflt: 
Ote arlGQung r:&I lilf.d1 dllf'Ch Ot.tr;,;iung elfltf •19~~~" Ookumart5 ,in die ,elekln:mlscil• ~I• dH Geridtts mOglch. Oas 
•llk'lron~ Oo l;v!lll"II Jl1UU IC!r dll Blllt>Ä!ll!I ~ clll G!lrdTI i11!ollllflllt in;! mit ar,er q~li'i~ c1c)Jrqnl1flli!i'I ~jjtuf der 
\-eta'llworlle.nd!m Aetsoo versehen s.eln oder '10n der ~Aenden Pefaan ~nlert und .auf einem ak:fl8ren ObirmiWung:,w11g, geman. § 130i! 
ZP0 nacl\ ~- MBßllabl! der Vt!IOIC!nong Cl:>er cre llechNICllell R.etime-,b@drQungen - 8'tklronlachen R9Chlll118rbh1$ l,S1,;1 Ober d;ls 
blllQIIOQ~II! tl91;1roolldlt BlhCfll'llr~~ch {f!Ql!I. ~0,17 l S. 3i!J3) • lneor11lclit-rdtn. w.ii- lnbm,flolH!B ,eiilinlle111 Sie a-Jr di!f 1111.etn~ 
Wllfflfys~g,da 

Streitwert: 

bis zum 03.10.2021 : 

seit dem 04.10.2021: 

Rechtsboholfsbctohr111n9: 

1.165,97€; 

1.363,01 €. 

Gegen dJo Slreltwertfe.s.tse1.zung ist die Beschwert.le an das Amts,ger,ldht KOln stätthä.ft, wenn der Wel1 des 
Beschwen.!leg~enslandes 200,00 EUR Cbersteigt oder da5 Anttsgat1ch1. dio Beschwerd~ zugelas.$8n lhat. Dle 
BMich.wcrde Ist spates1ens innerflslb von sed'ls Mcnaten, nachdem die Entscheidung In der Ha,.,ptsrache 
Rechtskraft ertangt odar das Vorfahren sich anderweitig ededlgt hat. bel dem Arnts.gerldrt t<Oln, Lwcemburger Str. 
101, 50938 KOl'n, $chrifllich in cfaulscoor Spraohe ocrer zur Niederschrift deis Urlrunds'beamten der Gesd'IMsstellc 
eiruulogen. Die E3e10hweroe kMn 8\JCh zur Nleder-schrift der Gesctiaft"lell~ elnos Jedem Amtsgerichtes 
a~egeben werden. 




